
E&C-Zielgruppenkonferenz: „Die Soziale Stadt für Kinder und Jugendliche – Kommunale Strukturen, Standards und Bedingungen für die 
Entwicklung sozialer Brennpunkte“, Dokumentation der Veranstaltung vom 23. und 24. Mai 2006 in Berlin

23

Ausgangspunkt für Titel und Inhalt meines 
Workshopbeitrages ist ein Strategiepapier der 
Stadt Hamm, welches der Regiestelle E&C vor-
liegt und den für die Fachtagung verantwort-
lichen Mitarbeiter motivierte, mich zu diesem 
Thema einzuladen. Das genannte Papier ist in 
einem Diskussionsprozess über die Fragestel-
lung entstanden, welche Erfahrungen, Kon-
sequenzen und Verallgemeinerungen aus der 
mittlerweile vierzehnjährigen Stadtteilarbeit im 
Hammer Norden zu ziehen seien. Es ging um 
die Übertragbarkeit der Erkenntnisse für an-
dere Stadtteile im Programm „Soziale Stadt“, 
aber auch um Verallgemeinerungen für kom-
munales Handeln insgesamt.

Der Prozess der Umsetzung dieser Erkennt-
nisse ist bei weitem nicht abgeschlossen, vor 
allem was seine Umsetzung in Rechtsstandards 
und Dienstanweisungen angeht. Doch könnte 
man sagen – und dies ist auch nicht wenig, 
dass es sich um Standards einer eingeübten 
Praxis handelt, die im informellen System 
zwischen Ämtern, Behörden und freien Trä-
gern bekannt und akzeptiert sind. Sie dienen 
gleichzeitig als Richtschnur für die Weiterent-
wicklung der Stadtteilarbeit im Hammer Nor-
den, deren Modell- und Förderungsphase zwar 
mittlerweile abgeschlossen, die aber noch lan-
ge nicht beendet ist. Denn bei allen erreichten 
Verbesserungen im Stadtteil sind stadtteilbezo-
gene Arbeitsansätze nicht überflüssig gewor-
den, und die derzeitige Praxis zeigt, wie man 
Stadtteilarbeit sinnvoll auch ohne zusätzliche 
Förderungen betreiben kann.

Meine Ausführungen waren ein Beitrag zu 
dem Forum „Die Gestaltung des Prozesses 
intermediären Agierens des Stadtteilmanage-
ments auf politischer, kommunaler und lokaler 
Ebene“. Kurz – und weniger sperrig formuliert: 
Wie kommt man klar, wenn man zwischen al-
len Stühlen sitzt und nicht zu Boden fallen will? 
Die Fragestellung zielt eher auf die kommuni-
kativen Aspekte ab (also wie kommuniziere ich 
mit unterschiedlichen Akteuren, wie plane ich, 
wie agiere ich als verantwortlicher Akteur in 
einem Stadtteilprojekt?), doch diese Aspekte 
scheinen in meinem Beitrag eher im Hinter-
grund bei praktischen Beispielen durch. Ich 
beschränke mich darauf, schwerpunktmäßig 
die strukturellen Aspekte darzustellen, also die 
im Prozess der Kommunikation geronnenen 
Essentials der Stadtteilarbeit.  

Übersicht

Als Vorbemerkung zum Begriff der „inter-
mediären Instanzen“ stelle ich in aller Kürze 
die Arbeit im Hammer Norden mit ihren Wir-
kungen und Erfolgen� vor. Dem folgt ein Kapi-
tel, welches die inhaltlichen Lehren, die wir in 
dieser Zeit für die Steuerung und Umsetzung 
einer guten Stadtteilarbeit entwickelt haben, 
zur Diskussion stellt. Denn je größer der Erfolg 
war, um so mehr stellten andere die Frage: 
„Wie habt ihr das gemacht? Was kann man 
für andere Stadtteile daraus lernen?“ Im drit-
ten Teil gehe ich auf die Finanzierung und die 
von uns eingesetzten Strategien der Förderung 
ein. Der vierte Teil zeigt die Finanzierung von 
Projekten nach Auslaufen der Landesförderung 
und gibt Hinweise, wie es uns gelungen ist, 
eine entsprechende kommunale Finanzierung 
aufzubauen.

Vorbemerkung: Zum Begriff der „intermediä­
ren Instanzen“

So sehr ich die Arbeit Hintes schätze und von 
ihr immer wieder profitiert habe: mit diesem 
Begriff hat er (wie man eben in unseren Stadt-
teilen zu sagen pflegt) „ins Klo gegriffen“. Ich 
habe mich lange allein aufgrund des Begriffes 
„intermediäre Instanzen“ gegen die Auseinan-
dersetzung mit dem Konzept gesperrt. Erst als 
ich es im Rahmen einer Ausarbeitung tat, fand 
ich das Konzept (die Weiterentwicklung der 
Gemeinwesenarbeit, die irgendwann aufgrund 
der Transformationen auch neue Begriffe benö-
tigt) einfach nur schlüssig und zustimmungs-
würdig, ja ich sah mich in meiner fachlichen 
Arbeit wahrgenommen und angeregt. Aber der 
Begriff! Vielleicht lag es auch daran, dass das 
Forum zunächst nur sehr gering besucht war. 
Darum sei eine kurze Hinführung zu den „inter-
mediären Instanzen“ erlaubt. 

Die Ansprüche an jegliche Form der Gemein-
wesenarbeit bedingen ein eigenes Selbstver-
ständnis und Rollenhandeln der zentralen 
Akteure in der Stadtteilarbeit. Das Berufsfeld 
ist heute von Mitarbeitern/innen unterschied-
lichster Profession besetzt, doch seine Ur-
sprünge liegen in der Sozialarbeit. Während in 
der klassischen Sozialarbeit die Gestaltung der 
Beziehung zu den Klienten/innen oder das Lei-
ten einer sozialen Gruppe sozialarbeiterisches 

�)  Natürlich gibt es ebenso eine endlose Liste von Misser-
folgen. Aber hier geht es mir darum zu zeigen, was möglich 
ist, wenn man nach bestimmten Prinzipien arbeitet.

Matthias Bartscher

Stadtteilarbeit als strategische Ausrichtung einer bürger­
nahen Verwaltung



E&C-Zielgruppenkonferenz: „Die Soziale Stadt für Kinder und Jugendliche – Kommunale Strukturen, Standards und Bedingungen für die 
Entwicklung sozialer Brennpunkte“, Dokumentation der Veranstaltung vom 23. und 24. Mai 2006 in Berlin

24

Handeln ausmachten, sollten die professionell 
arbeitenden Gemeinwesenarbeiter/innen oder 
die Stadtteilmanager/innen auch Kompetenz 
für das Agieren in einem politischen und ge-
sellschaftlichen Kontext entwickeln und Betrof-
fenengruppen zu politischem Handeln aktivie-
ren. Hilfen und Unterstützung sollten immer in 
einer Balance zu der angestrebten Verselbstän-
digung gegeben werden. Die Rolle der Gemein-
wesenarbeiter/innen wird als „katalytische 
Funktion“ beschrieben. Sie sollen anregen, 
aber nicht selbst alles in die Hand nehmen. Ihr 
Verhalten sollte situationsorientiert angemes-
sen sein. Die als notwendig erforderlichen Ver-
haltensweisen variieren zwischen „Katalysator, 
der Veränderungen in Gang setzt“, „Beobach-
ter/in“, „Informator/in“, „Berater/in“, „Trainer/
in“, „Provokateur/in“ und „Vermittler/in“. 

Nachdem die Gemeinwesenarbeit in den 
sechziger und siebziger Jahren eher ein Tum-
melfeld für theoretische Profilierung, aber in 
der Praxis eher ein Nischenphänomen war, 
schaffte nach meiner Wahrnehmung vor allem 
Hinte die notwendige Transformation des Ar-
beitsansatzes auf die institutionellen Anfor-
derungen. In der Essener „stadtteilbezogenen 
Sozialen Arbeit“ prägte Hinte dann in den acht-
ziger Jahren den Begriff der „intermediären In-
stanz“. Damit war der Wechsel vom „Anwalt 
der kleinen Leute“ zu einem Mediator zwischen 
verschiedenen Lebenswelten gekennzeichnet, 
im wesentlichen zwischen der Lebenswelt der 
Bewohner/innen in den benachteiligten Stadt-
teilen und den Lebenswelten etablierter Ver-
waltung und Politik. Hintes kurze und knappe 
Definition macht klar, dass diese in der Tradi-
tion der Gemeinwesenarbeit stehen, aber sich 
nicht darin erschöpfen: „Wirkungsvolle Stadt-
teilmanager/innen dagegen sind Instanzen, 
die zwischen der Bürokratie (im weitesten 
Sinne) und der Lebenswelt der Menschen in 
den Wohnquartieren angesiedelt sind und in 
beide Welten hineinwirken. Auf der Seite des 
Wohnquartiers geht es darum, kollektive As-
pekte individueller Betroffenheit zu organi-
sieren, Menschen an einen Tisch zu bringen, 
Nachbarschaften zu stärken, lokale Potentiale 
zu mobilisieren (...). Auf der Seite von Politik, 
Verwaltung und Institutionen geht es darum, 
Ressourcen zu bündeln und nutzbar zu ma-
chen für die Arbeit im Stadtteil. So konfron-
tiert Stadtteilmanagement politische und Ver-
waltungsinstanzen kontinuierlich respektvoll, 
aber deutlich mit den Lebens- und Wohnbedin-
gungen der Bevölkerung, von der sachlichen 
Darstellung in Gremien über die Organisation 
von Foren zum Dialog zwischen Lebenswelt 
und Bürokratie bis hin zu skandalisierenden 
Aktionen mit allen Elementen nachdrücklicher 
Öffentlichkeitsarbeit. Stadtteilmanager/innen 

agieren als ‚intermediäre Instanzen’, die zwi-
schen Lebenswelt und Bürokratie angesiedelt 
sind und sich in beiden Welten kompetent be-
wegen“. (Hinte 2001, S. 157) Als ich dieses Zi-
tat zum ersten Mal las, dachte ich: Genau, das 
ist es. Das einzige, was zu tun bleibt, ist, einen 
besseren Namen zu finden!

Das „sozial- und bewohnerorientierte Stadt­
teilentwicklungsprojekt Hamm Norden“

Das Stadtteilentwicklungsprojekt (vgl. Stadt 
Hamm 2001) blickt mittlerweile auf eine fast 
vierzehnjährige Geschichte zurück. Aufgrund 
grassierender Jugendgewalt zu Beginn der 
neunziger Jahre schlossen sich unter der Lei-
tung des Rektors der örtlichen Hauptschule Er-
zieherinnen, Pädagogen/innen, Pfarrer/innen 
und Mitarbeiter/innen aus der Jugend- und 
Sozialverwaltung zusammen und gründeten 
den „Präventivkreis Hamm – Norden“, dessen 
Aktivitäten zum „sozial- und bewohnerorien-
tierten Stadtteilentwicklungsprojekt“ führten. 
Ursachen für die Probleme waren städtebau-
liche Fehlentwicklungen und die Konzentra-
tion von Bewohnern/innen mit vielfältigen 
Problemen in einigen Quartieren des Hammer 
Nordens. Durch die politische Vernachlässi-
gung aufgrund der Zugehörigkeit des Hammer 
Nordens zu zwei verschiedenen Stadtbezirken 
wurde nicht rechtzeitig politisch gegengesteu-
ert. So hatten sich in den achtziger Jahren 
Teilbereiche des Hammer Nordens zu sozialen 
Brennpunkten entwickelt.

Hauptakteure

Zunächst wurde die Arbeit hauptsächlich vom 
Präventivkreis, einem Zusammenschluss im 
Stadtteil arbeitender Professioneller vorange-
bracht. Aber auch schon sehr frühzeitig wurden 
zunächst verwaltungsinterne Kooperations-
strukturen aufgebaut, und die ausführende Ar-
beit übernahm nach 1993 mehr und mehr der 
„Arbeitskreis Hamm-Norden“. Seitdem treffen 
sich hier alle Akteure der Verwaltung und spä-
ter auch der freien Träger. Die Aufgabe des Ar-
beitskreises Hamm-Norden war die Steuerung 
der im Rahmen des Stadtteilprojektes geför-
derten Projekte unter Einbeziehung der neu-
organisierten Sozialen Dienste. Dazu kam im 
Laufe der Zeit die Einbeziehung weiterer, un-
abhängig vom Stadtteilprogramm finanzierter 
Projekte. Darüber hinaus ist der Arbeitskreis 
eine ämter-, ressort- und trägerübergreifende 
Arbeitsgruppe, die projektorientiert in koope-
rativer Arbeit das sozial- und bewohnerori-
entierte Stadtteilentwicklungsprojekt Hamm-
Norden verantwortlich weiterentwickelt. Der 
Arbeitskreis ist zuständig für alle Fragen und 
Probleme im Stadtteil. Er entwickelt Lösungen 
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und schlägt sie den entsprechenden Entschei-
dungsgremien vor. Die Konzepte werden in 
den Arbeitsgruppen des Arbeitskreises vorbe-
reitet. Der Arbeitskreis besitzt feste Mitglieder, 
die sich der inhaltlichen Arbeit am Stadtteil-
entwicklungsprojekt verpflichtet fühlen. Darü-
ber hinaus nehmen Mitarbeiter/innen weiterer 
Sachgebiete und Institutionen themenbezo-
gen teil und arbeiten in einzelnen Projekten 
mit. Der Arbeitskreis trifft sich regelmäßig alle 
vier Wochen. Ein Koordinationsteam bereitet 
die Sitzungen des Arbeitskreises vor und lädt 
dazu ein. Der Arbeitskreis hat die Arbeitsweise 
über die Jahre immer wieder dem Bedarf ange-
passt. Diese sozialraumbezogene Vernetzungs-
struktur hat über die Jahre Vorbildcharakter für 
viele andere Stadteile bekommen. Der Präven-
tivkreis begleitet diese Arbeit bis heute anre-
gend, kritisch und kontrollierend.

Leitziel

1998 formulierte der Präventivkreis das Leitbild 
der Arbeit: Die „Verbesserung der Lebensqua-
lität“ für die im Stadtteil lebenden Menschen 
soll durch die Befriedigung ihrer existentiellen 
Bedürfnisse (u.a. Arbeit, Wohnen, Sicherheit), 
durch ihre gesellschaftliche Beteiligung sowie 
durch die Lösung aktueller Konflikte erreicht 
werden. Eine intensive Zielüberprüfung ergab 
2000, dass Handlungsbedarf vor allem in den 
Dimensionen „Arbeiten“, „Wohnen“, „Beteili-
gung“ und „soziale und kulturelle Integration“ 
besteht.

Neue Angebote und Hilfen

Heute hat sich eine differenzierte Angebots-
struktur für die Bürgerinnen und Bürger ent-
wickelt, mit der die strukturbedingten Defizite 
zumindest teilweise ausgeglichen werden. Mit 
der „Verortung“ des Amtes für soziale Integra-
tion und der Familienhilfe des Jugendamtes 
sind wichtige Verwaltungseinheiten näher an 
die Bewohner/innen im Stadtteil herangerückt. 
Das Stadtteilbüro arbeitet seit 1993, organisiert 
die Interessenvertretung der Bewohner/innen 
und ist mittlerweile Träger eigener Projekte 
und Maßnahmen. Neue Angebote wie die mo-
bile Jugendarbeit, ein Drogenpräventionsan-
gebot in einem Baucontainer oder die intensive 
Betreuung von Familien mit Wohnproblemen 
gehen auf aktuelle Bedürfnisse und Problem-
lagen ein. Mit der „Spiel- und Lernhilfe“ des 
Stadtteilbüros wird ein intensiver Schwerpunkt 
auf eine frühzeitige Förderung von Grundschul-
kindern auch unter präventiven Gesichtspunk-
ten gelegt.

Eigenverantwortung, Selbsthilfe und poli-
tische Beteiligung

Der Grundsatz der Aktivierung zu Eigenverant-
wortung und Selbsthilfe und zur politischen 
Beteiligung hat einen hohen Stellenwert. 
Statt fürsorgerischer Entmündigung werden 
die Bewohner/innen angeleitet, ihr Leben in 
die eigene Hand zu nehmen. So werden sie 
in Stadtteilkonferenzen informiert und bei 
Wohnumfeldgestaltungen und anderen Bau-
projekten einbezogen. Die von Mietern/innen 
in der Schottschleife und im Schlagenkamp 
gegründete Mieterinitiative wird nach besten 
Kräften unterstützt. Mit dem Beteiligungs- und 
Aktivierungsansatz tun sich allerdings auch 
die Profis manchmal schwer, da von ihnen ein 
neues Rollenverständnis und entsprechende 
Verhaltensweisen gefordert sind.

Integrierte Stadtteilentwicklung

Integrierte Stadtteilentwicklung bedeutet, dass 
im Hammer Norden Sozial- und Bauverwaltung 
vorbildlich Hand in Hand zusammenarbeiten. 
Die „Stadterneuerer“ haben erkannt, dass es 
nicht ausreicht, mit baulichen Maßnahmen 
Stadtverschönerung zu betreiben, und die So-
zialpädagogen/innen wissen mittlerweile zu 
schätzen, dass mit Wohnumfeldgestaltung, 
Spielraumentwicklung und Verbesserung der 
Verkehrssicherheit strukturelle Defizite der Le-
bensqualität beseitigt werden. In der Planung 
und Umsetzung von Bauprojekten arbeiten 
Stadtplaner/innen mit den sozialen Projekten 
eng zusammen. Nicht zuletzt wird das Stadtteil-
projekt mit Mitteln des Stadterneuerungsetats 
der Landesregierung auch für soziale Projekte 
erheblich unterstützt.

Messbare Erfolge

In den letzten Jahren ließ sich der Erfolg der 
Arbeit in einem wichtigen Bereich belegen: In 
der Jugendhilfestatistik ist ein deutlicher Rück-
gang der Nordener Zahlen auf „Normalmaß“ 
zu verzeichnen.

Auch wurde in der letzten Stadtteilkonferenz 
und durch die Stadtteilfeste, bei denen Nor-
dener Vereine, Institutionen und die Akteure 
des Stadtteilprojektes mittlerweile eng zu-
sammenarbeiten, durch vielfältige Reaktionen 
deutlich, dass sich die Stimmung im Stadtteil 
zum Positiven gewandelt hat. 
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Wahrnehmung der Veränderungen in der 
Bevölkerung

Die Bewohner/innen wehren sich mehr und 
mehr dagegen, dass ihr Stadtteil durch eine 
zu starke Fixierung auf die Problembereiche in 
einem überwiegend negativen Licht erscheint. 
Eine 2004 durchgeführte Straßenbefragung 
des Präventivkreises ergab auf die Frage, ob 
sich nach Einschätzung der Befragten der Nor-
den verändert habe, ein deutlich positives Bild, 
wenn man es in Relation zu Befragungsergeb-
nissen in vergleichbaren Stadtteilen setzt.

Eine ebenso erfolgreiche Entwicklung stellt 
der Abbau der Obdachlosensiedlungen und die 
damit einhergehende intensivierte Wohnungs-
notfallprävention dar. Dies ist insbesondere 
erwähnenswert, weil seit Anfang der 1990er 
Jahre die Zahl der in Obdachlosenunterkünf-
ten lebenden Familien mit Kindern auf heute 0 
gesenkt werden konnte.�

Zur Zeit arbeiten die Nordener Akteure zu-
sammen mit dem Stadtteilprojekt im Hammer 
Westen daran, ein Controllingsystem für die 
Stadtteilarbeit zu entwickeln, um eine bessere 
Selbststeuerung zu ermöglichen, für die poli-
tischen Entscheidungsgremien transparenter 
zu werden und auch die Erfolge der Arbeit dif-
ferenzierter zu dokumentieren. 

Aktuelle Schwerpunkte 

Der Übergang in den „Alltagsbetrieb“ nach Ab-
schluss der Modellprojektphase im Sommer ist 
mittlerweile gelungen, auch wenn immer noch 
zu klären ist, in welchem Umfang stadtteilori-
entierte Strukturen erhalten bleiben sollen. 
Hier gilt es, eine Balance zu finden zwischen 
echten Bedarfen und einem aus Melancholie 
erwachsen(d)en Bedürfnis, die guten alten 
Zeiten zu erhalten. Darüber hinaus wird seit 

�)  Ich verweise hier auf den Kinderbericht „Zur Lebenssi-
tuation von Kindern in Obdachlosenunterkünften“ (Stadt 
Hamm 1995) und den Kommunalen Armutsbericht der 
Stadt Hamm (Stadt Hamm 2000) – als Download im Inter-

net unter www.hamm.de/elternschule im Bereich 
„Organisation“ > „Weiterbildung“.

zwei Jahren an einem „Stadtteilkulturkonzept“ 
mit vielfältigen Aktivitäten gearbeitet, um die 
Lebensqualität weiter zu verbessern und zu 
einem positiven Stadtteilimage beizutragen. 
Von Bedeutung ist die Umsetzung des LOS-
Programms mit seinen vielfältigen Aktivitäten. 
Auch die Frage, wie nach Hartz IV stadtteilo-
rientierte Arbeitsmarktstrukturen aussehen 
könnten, beschäftigt uns zur Zeit. Weiterhin 
unterstützen wir die neu gegründete IWN 
(Interessen- und Werbegemeinschaft Hamm-
Norden) bei der Entwicklung eines Stadtteil-
marketings. Schließlich gibt es seit längerem 
Überlegungen, die Erfahrungen aus dem Ham-
mer Norden für die gesamte Stadt fruchtbar zu 
machen und eine durchgängige Basis für die 
Stadtteilarbeit zu schaffen (siehe unten).

Konsequenzen aus den Erfahrungen – Stadt­
teilarbeit� als strategische Ausrichtung der 
Stadtverwaltung auf der Basis der Erfah­
rungen im Hammer Norden und Hammer 
Westen

Die bisherigen Formen der Stadtteilarbeit sind 
in den meisten Fällen aufgrund von sozialen 
Missständen entstanden. Engagierte Men-
schen haben die Initiative ergriffen und ande-
re Akteure eingeladen, gemeinsam etwas zur 
Verbesserung der sozialen Situation zu tun. Die 
Idee des gemeinsamen fachübergreifenden 
Handelns wurde als Notwendigkeit gesehen, 
um problematische Situationen verbessern 
zu können. Die dabei entstandenen Stadttei-
larbeitskreise sind gekennzeichnet vor allem 
durch die mehr oder weniger freiwillige Teil-

�)  Mittlerweile ist mir der Begriff der Stadtteilarbeit 
der griffigste geworden; ich meine hiermit Ansätze, die 
Personen und Ressourcen aus den verschiedenen kom-
munalen Fachbereichen und Handlungsfeldern unter den 
Titeln „Gemeinwesenarbeit“, „Sozialraumorientierung“, 
„Lebensweltorientierung“, „Integrierte Stadtteilentwick-
lung“ für ein konkretes Gemeinwesen zusammenführen.

http://www.hamm.de/elternschule
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nahme der „Akteure“. Die Zusammenarbeit ist 
in der Regel nur insofern verbindlich, so lange 
sich die Teilnehmer/innen an freiwillig verein-
barte Absprachen halten. Diese Arbeitskreise 
besitzen eine hohe Autonomie und werden von 
den Leitungsebenen in Verwaltung und freien 
Trägern nur rudimentär beeinflusst. Sie laufen 
„neben der eigentlichen Arbeit“, sind aber an-
dererseits meist hoch effektiv und wirksam, 
da sich Mitarbeiter/innen sehr engagieren. 
Diese Arbeit setzt eine hohe Dynamik frei. Die 
Erfahrungen zeigen, dass Konkurrenzen und 
Ressortschranken angesichts einer konkreten 
Problemlage meist in den Hintergrund treten. 
In der Vergangenheit dienten diese Stadtteil-
arbeitskreise vor allem als kritisches Korrektiv 
zu einer behördlich und hierarchisch organi-
sierten Verwaltung. Eine hierarchische und 
politische Legitimation fand in den meisten 
Fällen erst statt, nachdem die Arbeit schon 
sehr weitgehend lief. Mit dem Stadtteilpro-
jekt Hamm-Norden und aktuell im Hammer 
Westen wurden zum ersten Mal verbindliche 
Arbeitsstrukturen geschaffen, mit denen Stadt-
teilarbeit sich aus der Grauzone der Mitarbei-
terselbstorganisation heraus entwickelte. Hier 
wurden Arbeitsprinzipien erprobt, die modell-
haft für die weitere Arbeit in anderen Stadtbe-
zirken sein sollen. 

Bausteine der strategischen Einführung von 
Stadtteilarbeit

Wir gehen davon aus, dass bei der Einführung 
von Stadtteilarbeit verschiedene grundlegende 
Aspekte zu berücksichtigen sind. Es reicht bei-
spielsweise nicht aus, lediglich Mitarbeiter/in-
nen räumlich zu versetzen; entsprechende ne-
gative Erfahrungen hat es genügend gegeben. 
Aus der Erfahrung der Stadtteilarbeit lassen 
sich acht „Bausteine“ formulieren, die einan-
der ergänzen und eine erfolgreiche Stadtteilar-
beit möglich machen.

Bausteine erfolgreicher Stadtteilarbeit

A.	 Auch wenn es bei der Verortung der sozi-
alen Dienste auf verschiedenen Ebenen Wi-
derstände gab, so zeigen doch die weitaus 
überwiegenden Erfahrungen, dass die Ver-
änderung der räumlichen Situation und die 
kontinuierliche Präsenz im Stadtteil positive 
Auswirkungen haben. Auch die räumliche 
Nähe zwischen verschiedenen sozialen 
Diensten, die in einem Stadtteil zu arbeiten 
haben, erbringt in der Regel eine verbes-
serte Kooperation in Sachfragen.

B.	 Da Probleme in der Lebenswelt von Bür-
gern/innen in den meisten Fällen nicht ein-
dimensional auf Verwaltungsgliederung 
und Zuständigkeitsordnung passen, ist 
ämter- und trägerübergreifende Kooperati-
on notwendig. Das gilt in einem weiteren 
Sinne auch für alle Verwaltungs- und Ar-
beitsbereiche freier Träger. Und dies ge-
lingt um so besser, um so mehr stadtteilo-
rientierte kontinuierliche Arbeitsstrukturen 
geschaffen werden. Die räumliche Präsenz 
ist hierbei hilfreich, aber nicht notwendige 
Bedingung.

C.	 Stadtteilorientierung macht nur Sinn, wenn 
sie einhergeht mit der stärkeren Beteiligung 
und Aktivierung der von der Arbeit betrof-
fenen Bürger/innen. Das schließt Formen 
der Selbsthilfe, der Gemeinwesenaktivie-
rung und der politischen Beteiligung ein.

D.	 Die stadtteilorientierte Weiterentwicklung 
von Organisationsstrukturen führt zu Kon-
flikten mit der traditionellen Aufbauorgani-
sation in Verwaltung und Verbänden. Diese 
sind auf der Ebene der Organisations- und 
Personalentwicklung zu lösen. Stadtteilori-
entierung hat auch Auswirkungen auf die 
fachlich-konzeptionellen Ansätze. Die fach-
lich-konzeptionelle Weiterentwicklung in 
den einzelnen Fachbereichen ist eine wei-
tere Konsequenz. Einfach ausgedrückt: Nie-
mand kann weiterarbeiten „wie gehabt“.

EEnnttwwiicckklluunnggsseebbeenneenn::
Stadtteilarbeit als strategische 

Ausrichtung der wichtigen

kommunalen Handlungsfelder
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E.	 Eine weitere Veränderung geht in Richtung 
einer veränderten Steuerung der Arbeit. Wir 
arbeiten in Hamm an der Entwicklung eines 
Stadtteilcontrollings mit einer Daten- und 
einer Verfahrensebene. Ob Stadtteilmoni-
toring o.ä., zur Stadtteilarbeit gehört eine 
passende Steuerungsmethodik basierend 
auf einer entsprechenden Steuerungsphi-
losophie.

F.	 Ein weiterer Schritt ist die Anpassung der 
finanziellen Strukturen. Ob eine ganzheit-
liche stadtteilorientierte Budgetierung des 
kommunalen Haushalts eine notwendige 
und ideale Lösung ist, kann ich nicht be-
urteilen; sicher aber sind Ansätze in dieser 
Richtung (z.B. die Schaffung von Stadtteil-
budgets innerhalb der Fachbudgets [z.B. 
der Jugendhilfe] oder von Verfügungsfonds 
für die Stadtteilarbeit) sinnvoll und notwen-
dig.

G.	 Unverzichtbar, wenn auch manchmal 
schwer initiierbar, sind unabhängige Stadt-
teilgremien. Der Präventivkreis bildet ein 
mögliches Idealmodell, ein derartiges Gre-
mium ist aber aus Politik und Verwaltung 
nicht zu initiieren, denn Engagement kann 
man nicht vorschreiben! Dennoch gibt 
es viele gute Beispiele für Stadtteilkonfe-
renzen, Runde Tische etc., die für eine gute 
Stadtteilarbeit elementar sind.

H.	 Die Liste wird abgeschlossen von dem Ge-
danken, dass gerade benachteiligte Stadt-
teile auf ein Stadtteilmarketing angewiesen 
sind, um den Ruf zu verbessern, Erfolge dar-
zustellen und sowohl das Selbstwertgefühl 
der Bewohner/innen positiv zu beeinflussen 
als auch das Image des Stadtteils in einem 
gesamtstädtischen Gefüge.

Wer gehört dazu? In die Entwicklung einer 
Stadtteilarbeit einzubeziehende Institutionen 
und Träger

Das in weiteren Stadtteilen zu entwickelnde 
Profil einer Stadtteilarbeit wird sich sicher von 
dem der laufenden Stadtteilprojekte unter-
scheiden. Stadtteilarbeit ist abhängig von den 
Gegebenheiten im Stadtteil, von den vorhan-
denen Akteuren und Strukturen und kann nicht 
lehrbuchartig als Standardprogramm realisiert 
werden. Trotzdem lassen sich einige grundle-
gende Akteure benennen, die beteiligt werden 
sollten, wenn es vor allem um benachteiligte 
Stadtgebiete geht:

Durch die Verortung der sozialen Dienste 
sind Jugendamt und Sozialamt in jedem 
Fall beteiligt. Im weiteren Umfang sollten 
alle Akteure der Jugendhilfe mit ihren ein-
zelnen Arbeitsfeldern und die Träger der 
Sozialen Arbeit im Netz vertreten sein.
Der Bildungsbereich mit den Schulen spielt 

<

<

eine wesentliche Rolle für eine gute Stadt-
teilarbeit.
Um dem Anspruch eines integrierten Pro-
jektes gerecht zu werden, ist der Bereich 
des Bau- und Planungsdezernates in jedem 
Fall einzubeziehen. Die dortige Binnenkoor-
dinierung durch das Planungsamt hat sich 
bewährt. 
Eine Sonderrolle kommt dem Wohnungs-
förderungsamt mit dem in Hamm dort 
angesiedelten Wohnungsnotfallbereich 
(Wohnungsnotfallprävention und -betreu-
ung) zu. 
Die Erfahrungen in Hamm-Norden und 
Hamm-Westen zeigen klar, dass ohne Ar-
beitsmarktansätze kaum grundsätzliche 
Verbesserungen zu erreichen sind. Insofern 
sind die Wirtschaftsförderung und die ein-
schlägigen Träger der Arbeitsmarktpolitik 
gefordert, sich „anzudocken“.
Soweit freie Träger nicht schon eingebun-
den sind, können sie insbesondere in der 
anwaltschaftlichen Arbeit für die Bewoh-
ner/innen tätig sein. Die Stadtteilbüros lei-
sten hier Hervorragendes.
Es ist notwendig, die heimische Wirtschaft 
und die örtlichen Vereine einzubeziehen. Im 
Hammer Norden musste dies mit großen 
Mühen nachgeholt werden. Stadtteilarbeit 
hat immer auch Elemente des Stadtteilmar-
ketings.
Im Hammer Norden entstand mit sinken-
dem sozialen Druck das Interesse, die kul-
turellen Aktivitäten zu verstärken. Dies 
geschieht mit loser Unterstützung des Kul-
turbereichs, der stadtteilorientierte Aktivi-
täten nicht zu seinen Schwerpunkten zählt. 
Wünschenswert wäre dies.

„Über die Notwendigkeit, zwei Herren zu 
dienen ... “ – Stadtteilarbeit als Organisations- 
und Personalentwicklungsproblem

Bei der Entwicklung von Stadtteilarbeit kommt 
es strukturell bedingt zu einem Konflikt zwi-
schen den stadtteilorientierten Arbeitsstruk-
turen und der traditionellen Aufbauorganisa-
tion der Verwaltungen. Das Problem betrifft 
in der Regel auch die Aufbaustrukturen der 
freien Träger, da diese ebenfalls hierarchisch 
und zuständigkeitsspezifisch organisiert sind. 
Stadtteilarbeit hat sich nicht zuletzt aufgrund 
der Defizite der traditionellen Organisations-
strukturen entwickelt. In der folgenden Analyse 
des Problems geht es allerdings nicht um die 
grundsätzliche Verwerfung der traditionellen 
Verwaltungsstrukturen, sondern um ihre intel-
ligente Weiterentwicklung im Hinblick auf eine 
bessere Stadtteilorientierung. Weil diese Struk-
turen nur zum Teil quasi objektiv in Form von 
Vorschriften und Regeln bestehen, sondern 
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ebenso in konkreten Handlungen der betrof-
fenen und verantwortlichen Mitarbeiter/innen 
wirken, geht es um Organisations- und Perso-
nalentwicklung gleichzeitig. 

Defizite der traditionellen Aufbauorganisation 
als Herausforderung an die Organisationsent-
wicklung

Die hierarchisch orientierte Aufbauorganisa-
tion der Verwaltung mit einer/m Verwaltungs-
leiter/in als Gesamtverantwortlicher/m gegen-
über den politischen Entscheidungsgremien 
beruht auf guten Gründen: Die Zuständigkeit 
ist klar erkennbar und wird nach eindeutigen 
Richtlinien delegiert; durch die Aufgabentei-
lung in der Zuständigkeitsordnung ist gewähr-
leistet, dass Doppelarbeit und Konkurrenz um 
Aufgabengebiete verhindert wird. Bürokratie 
im Weberschen Sinne beruht auf Prinzipien 
der Zuverlässigkeit, der Transparenz und der 
Eindeutigkeit. Trotz aller Kritik um „Bürokra-
tismus“ funktioniert eine Organisation wie die 
Stadtverwaltung mit großer Zuverlässigkeit, 
wenn man die Vielfältigkeit und Komplexität 
der Aufgaben und Probleme berücksichtigt.

Doch die Kritik am Bürokratismus zeigt auch, 
dass dieses System Schwächen hat. Fernab 
von populistischer Kritik lassen sich folgende 
Problembereiche feststellen:

Das Prinzip der Zuständigkeitsordnung 
führt in Fällen von nicht eindeutig zu de-
finierenden Problemen oder Aufgaben 
zu Schwierigkeiten der Zuordnung. In Zu-
sammenhang mit Arbeitsüberlastung oder 
mangelnder Einsatzbereitschaft führt dies 
dazu, dass angesprochene Verwaltungsmi-
tarbeiter/innen gern auf andere Zuständig-
keiten verweisen, auch innerhalb einzelner 
Ämter und Abteilungen. 
Gerade in der Jugendhilfe wird eine inten-
sive Fachdiskussion über die „Versäulung“ 
in die einzelnen Arbeitsbereiche und die 
zunehmende Spezialisierung der einzelnen 
Fachdienste geführt, die zur Folge haben, 
dass Klienten/innen verwiesen werden und 
viele Problemlagen nicht in das Angebots-
raster fallen.
Bei der Aufgliederung in Zuständigkeiten 
wird nicht berücksichtigt, dass viele Pro-
blemlagen und Aufgabengebiete in kom-
plexen Zusammenhängen stehen. Die Be-
handlung einzelner Bereiche führt nicht 
unbedingt zu einer guten Gesamtlösung. 
Für Teilbereiche der Verwaltung gibt es 
übergreifende Organisationsstrukturen 
(Unfallkommission, Stadtentwicklungs-
konferenz), doch sind diese nicht unbedingt 
vollständig (Stadtentwicklungskonferenz 
ohne Beteiligung des Sozialbereiches), und 
für neu auftretende Fragen müssten diese 
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Strukturen mit hohem Aufwand oft neu ge-
schaffen werden. Wegen des Aufwandes 
unterbleibt das aber auch oft.
Die Ganzheitlichkeit von Problemlagen spie-
gelt sich im Alltag von Verwaltungshandeln 
kaum wider. Während die Lebenswirklich-
keit komplex ist, Problemlagen diffus sind 
und in sozialen Zusammenhängen stehen, 
gibt es in der traditionellen Aufbauorgani-
sation dementsprechend nicht genügend 
geeignete Organisationsformen.
Hinzu kommen menschliche Grundpro-
bleme wie Konkurrenz, Machtstreben, Faul-
heit, Kumpanei oder Eigenbrötelei, vor de-
nen niemand gefeit ist. Diese menschlichen 
Neigungen führen dazu, dass die positiven 
Absichten und Grundprinzipien der Büro-
kratie oft ad absurdum geführt werden.

Hier wird deutlich, dass die Sachbearbeiter/
innen tendenziell ressortbeschränkt arbeiten, 
dass typische Einstellungen und Verhaltenswei-
sen teilweise die Arbeit blockieren und dass die 
Gesamtverantwortung für die Aufgaben und 
Probleme erst auf der Leitungsebene hergestellt 
wird, wo „die Fäden zusammenlaufen“. Die All-
zuständigkeit der/s Behördenleiters/in drückt 
sich allein schon in den Briefköpfen aus, in de-
nen sie/er jeweils der verantwortliche Absender 
ist, und in der entsprechenden Unterschriftsord-
nung, in denen die Sachbearbeiter/innen immer 
im Auftrag und auch nur im Falle weniger be-
deutender Vorgänge unterschreiben.

Stadtteilarbeit als Organisationslösung für 
mangelnde Ganzheitlichkeit und Lebenswelt-
bezug von Verwaltungshandeln

An den hier beschriebenen Problemen setzt 
Stadtteilarbeit an. Aus der Not geboren (im 
Hammer Norden führte das eskalierende Pro-
blem der Jugendgewalt zur Einführung der 
Stadtteilarbeit) und aus der Reflexion mangel-
hafter Wirkungen städtebaulicher Programme 
(diese Einsicht führte im Städtebauministerium 
zur Konstruktion des Programms „Stadtteile 
mit besonderem Erneuerungsbedarf“) griffen 
die Männer und Frauen der jeweils „ersten 
Stunde“ auf Konzepte gemeinwesenorien-
tierter Stadtteilarbeit zurück. Allen damalig 
Beteiligten war klar, dass die grundsätzlichen 
Probleme nur ressortübergreifend und ge-
meinsam gelöst werden konnten. Die Organi-
sationsform der Stadtteilarbeit entwickelte sich 
in diesem Prozess „Learning by Doing“, und 
heute stehen wir an einem Punkt, an dem es 
darauf ankommt, den übertragbaren Kern von 
Stadtteilarbeit herauszuarbeiten. Im Schaubild 
3 ist schematisiert die um stadtteilorientierte 
Elemente erweiterte Organisationsstruktur dar-
gestellt. 
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Erweiterte Organisationsstrukturen

Folgende Unterschiede bestehen zum Modell 
der traditionellen Aufbauorganisation:
1.	 Auf der Sachbearbeiterebene arbeiten die 

Mitarbeiter/innen aus den verschiedenen 
Bereichen verbindlich und kontinuierlich 
zusammen. Im „Arbeitskreis Hamm-Nor-
den“ und im „Arbeitskreis Hamm-Westen“ 
mit einer unterschiedlich differenzierten 
Binnenstruktur bestehen mittlerweile ver-
bindliche Arbeitsstrukturen, die ämter- und 
trägerübergreifend die „Akteure“ aus Äm-
tern und Verbänden zusammenführen.

2.	 Eine vertrauensvolle Kooperation wurde 
durch die kontinuierliche Zusammenarbeit 
und durch die immer wieder gelingenden 
gemeinsamen Erfolgserlebnisse möglich. 
Damit entstehen kontinuierliche, sachori-
entierte und trägerübergreifende Arbeits-
beziehungen, die belastbar sind. Auch 
wenn man nicht generell sagen kann, dass 
Konkurrenzen, ressortbezogene Vorurteile 
und verwaltungstypisches Ausweich- und 
Vermeidungsverhalten in der Stadtteilarbeit 
ausgeschlossen sind, so treten diese Effekte 
doch deutlich in den Hintergrund.

3.	 Diese Arbeitskreise hatten zunächst den 
an sich selbst gestellten Anspruch, heute 
auch den festen Auftrag, alle Probleme im 
Stadtteil zu lösen oder zumindest zu the-
matisieren. Damit findet eine Verlagerung 
des Prinzips der „Allzuständigkeit“ auf die 

Arbeitsebene statt. Dies ist ein wesentlicher 
Unterschied zur traditionellen Aufbauorga-
nisation. In Fällen, in denen es keine ein-
deutige Zuständigkeit gibt, sucht der Ar-
beitskreis gemeinsam nach Lösungen.

4.	 Die Arbeit wird vom „Stadtteilkoordina-
tor“ bzw. von der „Stadtteilkoordinatorin“ 
geleitet. Diese Position wird im Hammer 
Norden traditionellerweise von einer/m 
Abteilungsleiter/in im Jugendamt wahrge-
nommen, die/der zu 50 % für diese Aufgabe 
freigestellt ist; im Hammer Westen ist diese 
Aufgabe einer erfahrenen Sachbearbeite-
rin aus dem Stadtplanungsamt übertragen 
worden. Die Arbeit konnte sich – im Rück-
blick betrachtet – auch deshalb so gut ent-
wickeln, weil der Stadtteilkoordinator im 
Hammer Norden einen „guten Draht“ zum 
Fachbereichsleiter Soziales bzw. früher zur 
Sozialdezernentin hatte; auch für die jewei-
ligen Mitarbeiter/innen im Planungsamt 
gab es direkten Zugang zur Leitungsebene. 
Umgekehrt besteht bei diesen ein hohes In-
teresse am Stadtteilprojekt, so dass in Pro-
blem- und Konfliktfällen immer wieder un-
ter Umgehung des formalen Dienstweges 
die Leitungsebene eingeschaltet werden 
konnte. Damit wurden v.a. Blockaden ge-
löst, die in den Hierarchien der beteiligten 
Institutionen auftraten.

5.	 Zur Steuerung der Stadtteilarbeit wurde 
eine Lenkungsgruppe eingerichtet, die 
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phasenweise sehr unterschiedliche Funk-
tionen wahrgenommen hat. Während hier 
zu Beginn der Stadtteilarbeit grundsätzliche 
Entscheidungen getroffen wurden und über 
längere Phasen überhaupt keine Sitzungen 
stattfanden, dient die Lenkungsgruppe 
heute eher der Berichterstattung und der 
Legitimation von Entwicklungen und Ent-
scheidungen im Arbeitskreis Hamm-Nor-
den. Hier sind die Amtsleiter/innen, Dezer-
nenten/innen und Geschäftsführer/innen 
einbezogen. Für die Lenkungsgruppe galt 
grundsätzlich, dass die Sachbearbeitere-
bene einbezogen war. So konnte dem Pro-
blem vorgebeugt werden, dass die Leitung 
Sachentscheidungen der Sachbearbeitere-
bene aufgrund sachfremder Erwägungen 
und ohne Begründung verändert. Generell 
konnten durch den Zugang zur Leitungse-
bene in den meisten Fällen notwendige Ent-
scheidungen eingeholt werden.

6.	 In diesem Kontext nimmt der Präventivkreis 
eine besondere Rolle ein, da er – abgesehen 
von seinen eigenen Aktivitäten und Schwer-
punkten – als unabhängige Organisation 
immer die Möglichkeit bot und bietet, direkt 
auf Politik zuzugehen. Während die einzel-
nen Mitarbeiter/innen aufgrund ihrer dienst-
lichen Bindungen nicht in der Lage sind, von 
selbst auf die politischen Entscheidungsträ-
ger/innen zuzugehen, liegt die Sachlage an-
ders, wenn man in einem Stadtteilgremium 
am gleichen Tisch sitzt und miteinander ins 
Gespräch kommt, oder wenn das Gremi-
um sich eine Frage zum eigenen Anliegen 
macht und die Vertreter/innen der Gruppe 
dann auf die Politik zugehen.

All diese positiven Organisationseffekte be-
dürfen, wenn man Stadtteilarbeit übertragen 
will, einer organisatorischen Absicherung und 
der Vermittlung an neue Mitarbeiter/innen. Um 
Stadtteilarbeit strategisch einzuführen, ist ein 
entsprechender Organisations- und Persona-
lentwicklungsprozess notwendig. Wurde im 
Hammer Norden und Westen manches von 
überaus motivierten Mitarbeitern/innen entwi-
ckelt, durch die Erfolge und vom Prestigege-
winn getragen, so kann man nicht davon aus-
gehen, dass die entsprechenden Effekte ohne 
weiteres wiederholbar sind. Vielmehr können 
diese Effekte durch entsprechende Organisati-
onsveränderungen gesichert bzw. unterstützt 
werden (entsprechende Vorschläge s.o.). Diese 
positiven Effekte sind vor allem die Motivati-
on der Mitarbeiter/innen durch ein erhöhtes 
Entscheidungs- und Verantwortungspotential 
und die gemeinsame Betroffenheit von Ent-
wicklungen und Problemen in einem konkreten 
Stadtteil mit erlebbaren Menschen.

Die Kooperation mit dem politischen System

Die Zusammenarbeit von Mitarbeitern/innen 
von Verwaltungen und freien Trägern mit dem 
politischen System einer Kommune folgt ge-
nauen Regelungen, zumindest offiziell. Das 
kommunale administrative System ist bürokra-
tisch organisiert als System mit festgefügten 
Handlungsregeln (siehe oben). Das Grundprin-
zip der Allzuständigkeit des Oberbürgermei-
sters soll eine klare Beziehung zum Gemein-
derat mit der Rechenschaftspflicht gegenüber 
der Politik herstellen. Die/der Verwaltungslei-
ter/in delegiert Entscheidungsbefugnisse und 
gliedert die Verwaltung. Kommunikation läuft 
nach klar gegliederten Prinzipien auf den unter-
schiedlichen Dienstwegen ab. 

Für Sozialarbeiter/innen, Sozialpädagogen/
innen oder Erzieher/innen sind diese Struk-
turen häufig zunächst ein Buch mit sieben Sie-
geln, selbst wenn im Studium einige Stunden 
Verwaltungsrecht zur Ausbildung gehörten. 
Verwaltungsfachbücher erwecken oft den Ein-
druck, dass das kommunalpolitische System so 
funktioniert, wie es funktionieren sollte.� Also 
bemüht man sich darum, die komplizierten 
und oft unsinnig erscheinenden Vorschriften 
einzuhalten. Lernt man Verwaltung besser 
kennen, so erkennt man hinter der Fassade der 
formalen Bürokratie ganz andere Handlungs-
muster. „In jeder Dienststelle ist neben dem 
formellen Informationssystem ein zwar nur 
schwer erfassbares, nichtsdestoweniger aber 
recht wirkungsvolles informelles Kommunika-
tionssystem etabliert“ (Kratz 1987, S. 121). So 
wie es in der Schule einen heimlichen Lehrplan 
gibt, nach dem Kinder ganz andere Dinge ler-
nen als im offiziellen Curriculum vorgesehen, 
so hat die kommunale Selbstorganisation ei-
nen heimlichen Handlungsplan, den zu kennen 
notwendig ist, will man erfolgreich in diesem 
System agieren. Dieser Plan ist innerhalb von 
Verwaltungen beispielsweise nach folgenden 
Prinzipien aufgebaut:

Wen man gut kennt, für den arbeitet man 
auch gut.
Wen man nicht mag, der wird so formal wie 
möglich behandelt.
Zu Arbeitskreisen geht man gerne hin, 
wenn es dort nett ist.
Wenn man in einen Arbeitskreis geht, ist 
die wichtigste Regel, keinen Arbeitsauftrag 
mitzunehmen.
Ist die Zuständigkeit nicht klar, ist man auf 
jeden Fall nicht zuständig.
Handeln gegen die üblichen Verfahrenswei-
sen ist noch nie gedankt worden.

�)  Vgl. z.B. Kuhlbach/Wohlfahrt (1994), die zwar die 
offiziellen Verwaltungsregelungen darstellen, aber keine 
Hilfestellung zu Verhaltensstrategien und Durchschaubar-
keit der inoffiziellen Organisationsmechanismen geben. 
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Wer sich lächerlich machen will, setzt eine 
Frist.
Selbständiges Denken und Handeln wird in 
der Regel bestraft.
Auf Frauen braucht Mann nicht zu hören .
Von einem Jüngeren lasse ich mir nichts 
mehr sagen.

Genauso gibt es einen heimlichen „Verwal-
tungs- und Politikgliederungsplan“, der – an-
ders als nach der offiziellen Ämtergliederung 
– die Beziehungen der Mitarbeiter/innen un-
tereinander strukturiert. So prägen die per-
sönlichen und sozialen Zugehörigkeiten das 
dienstliche Beziehungsnetz. Dazu gehören 
Gewerkschafts- und Parteimitgliedschaften, 
Verwandtschaften, Zugehörigkeit zur gleichen 
Ausbildungsgruppe und Freundschaften aus 
Nachbarschaft oder Vereinen.

Um erfolgreich zu agieren, ist es notwendig, 
den heimlichen Organisationsplan der eigenen 
Kommune zu kennen und dieses Wissen für 
die eigene Arbeit zu nutzen. Die Kunst besteht 
darin, sich gleichzeitig von illegitimen Formen 
der Absprachen und Zusammenarbeit zu di-
stanzieren und trotzdem nicht naiv an den for-
malen Strukturen festzuhalten. Der Zweck – im 
Interesse eines Stadtteils zu handeln – heiligt 
nicht jedes Mittel. Doch es gibt viele Möglich-
keiten, die Arbeit in Kenntnis und Nutzung der 
persönlichen Beziehungen zu gestalten. Es ist 
notwendig, Beziehungsstrukturen für die eige-
ne Sache aufzubauen und gleichgesinnte Mit-
arbeiter/innen zu suchen. Schließlich es gibt 
eine Reihe von legitimen Vorteilen, die aus er-
folgreicher Zusammenarbeit zu schöpfen sind. 
Dazu gehören Freude an der Zusammenarbeit 
und guten Arbeitsergebnissen, gegenseitige 
Weiterbildung und die Möglichkeit, manchmal 
innovativ arbeiten zu können, und nicht zuletzt 
berufliche Profilierung.

Handlungsmöglichkeiten

Positiv agieren

Bei fast allen Problemen ist es möglich, posi-
tive Ziele zu definieren und für diese Ziele an-
dere zu gewinnen. Wer gegen schlechte Spiel-
plätze agitiert, hat damit den Planern/innen, 
die es in der Zusammenarbeit besser machen 
sollen, schon das erste Mal auf die Füße getre-
ten, denn diese haben den Platz irgendwann 
geplant. Stattdessen kann als Ziel formuliert 
werden, unter Beteiligung von Eltern und Kin-
dern naturnahe, kindgerechte und kostengün-
stige Spielräume neu zu entwickeln. So haben 
sich Aktionen gegen Raser in Tempo-30-Zonen 
zu „Aktionen zur Verkehrsberuhigung“ entwi-
ckelt, die Spaß machen und zu kleinen Stra-
ßenfesten werden. Statt „Gewalt in der Schule 
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zu bekämpfen“, arbeitet ein Arbeitskreis heute 
„für positive Lebensbedingungen der Kinder 
und Jugendlichen im schulischen Umfeld“. 
Positiv zu agieren, bedeutet nicht eine ledig-
lich sprachliche Umformulierung, sondern eine 
Frage der Arbeitshaltung und der Ausgestal-
tung der Arbeitsbeziehungen und Arbeitsin-
halte. Eine solche Haltung macht Kooperation 
und Vernetzung überhaupt erst möglich.

Chancen nutzen

Wenn man sich um die vielfältigen Aufgaben 
kümmert, die sich aus der Arbeit für einen 
Stadtteil ergeben, so ist dort so viel zu tun, dass 
man vor allem in der Anfangsphase getrost Be-
reiche aussuchen kann, die erfolgversprechend 
sind. Es ist sinnvoller, zu sehen, wo interessier-
te Mitarbeiter/innen sind oder wo Gelder zur 
Verfügung stehen, als sich nach dem Motto 
„Viel Feind, viel Ehr” die größten Problem-
bereiche auszusuchen und damit Gefahr zu 
laufen, erfolglos zu bleiben. Je gesicherter die 
eigene Position ist, um so mehr können auch 
konfliktträchtige Probleme und Projekte ange-
gangen werden.

Strategisches Geschick entwickeln – ange-
messen handeln

Es reicht nicht aus, sich für die richtigen In-
halte einzusetzen; vielmehr gehört auch die 
Fähigkeit dazu, organisationsangemessen zu 
handeln und die Fähigkeit zu entwickeln, in 
Verwaltungszusammenhängen zu agieren. Das 
bedeutet manchmal, vorhandene Beziehungen 
und Kontakte zu nutzen und manchmal, auf 
offizielle Verfahrensweisen zu pochen. Es ist 
notwendig, die einschlägigen Verwaltungs-
vorschriften und Rechtsgrundlagen zu kennen, 
denn diese sind im Sinne der eigenen Anliegen 
auszulegen oder bieten andere Möglichkeiten, 
als allgemein bekannt sind�. Ebenso gehört 
dazu eine Verständigungsfähigkeit mit Mitar-
beitern/innen, die ein anderes Weltbild, eine 
andere Arbeitsauffassung und ein anderes 
Wertesystem haben, um mit ihnen gemein-
same Perspektiven zu erarbeiten. Dazu gehört 
es, ihnen Projekte und Anliegen nach ihren ei-
genen Wertmaßstäben nahe zu bringen.

Bündnisse entwickeln

Wenn, wie gezeigt, Verwaltungs- und poli-
tisches Handeln in hohem Maße von infor-
mellen Strukturen geprägt ist, so ist die Kon-

�)  Das betrifft z.B. Planungsrecht und Haushaltsrecht und 
die Möglichkeit, Mittel flexibel zu verwenden: Dass in 
Hamm Mittel für den Spielplatzbau dazu verwandt werden, 
pädagogische Bauaktionen durchzuführen, wurde nach Be-
denken der Bauverwaltung erst durch eine Absprache mit 
dem Rechnungsprüfungsamt möglich, das im Sinne einer 
sparsamen und sachgerechten Mittelverwendung zunächst 
probeweise und dann dauerhaft zustimmte.
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sequenz, eigene Strukturen und Bündnisse zu 
entwickeln. Es gibt in jedem Amt und in jeder 
Partei interessierte Menschen, die für „unge-
rechte“ gesellschaftliche Entwicklungen sensi-
bel sind. Sie sind froh, wenn sie in ihrem eige-
nen beruflichen Feld die Chance erhalten, für 
eine „soziale Stadt“ einzutreten.

Standbeine und Schwerpunkte entwickeln

Die zu starke Konzentration auf einzelne Ar-
beitsfelder kann zur Blockierung der Arbeit 
führen, weil der Fortgang von Projekten nur 
zum Teil vom eigenen Handeln, oft vielmehr 
von den Entscheidungen anderer abhängig 
ist. Es ist also sinnvoll, mehrere Standbeine zu 
entwickeln, so dass man sich auf die Projekte 
konzentrieren kann, in denen es gerade voran-
geht. Ebenso wichtig ist es, Schwerpunkte zu 
entwickeln, um sich in der allgemeinen Aufga-
benstellung der Arbeit für einen Stadtteil nicht 
zu verzetteln.

Kreativität entwickeln

Ein wichtiges Kriterium für eine erfolgreiche 
Arbeit ist, dass sie für andere interessant ist. 
Wenn ein/e Stadtteilarbeiter/in stereotyp im-
mer die gleichen Vorschläge wiederholt, so 
dass die Textbausteine schließlich allgemein 
bekannt sind, so erzeugt das Langeweile und 
bewirkt nichts. Gerade freigestellte Gemein-
wesenarbeiter/innen haben die Aufgabe, ihr 
Potential zu nutzen, um neue Perspektiven 
aufzuzeigen, Arbeit anregend zu gestalten und 
„unberechenbar“ im positiven Sinn zu sein.

Rechte einfordern

Es ist wichtig, auf vorhandene Rechte zu po-
chen und ihre Einlösung einzufordern. Auch 
wenn Erfahrungen frustrierend sind, wenn ge-
schriebenes Recht oftmals nicht durchgesetzt 
werden kann, ist es immer wieder notwendig, 
Konflikte einzugehen, um Rechtspositionen 
von Bewohnern/innen deutlich und es anderen 
nicht zu leicht zu machen, deren Interessen zu 
übergehen.

Beispiele aus der erfolgreichen Vernetzung 
und Zusammenarbeit

Es gibt eine Reihe von Beispielen, in denen 
sich die Arbeitsstrukturen der Stadtteilarbeit 
bewährt haben, von denen hier einige benannt 
sind:

Als die Landesentwicklungsgesellschaft 
1999 660 Wohnungen aus dem größten 
Problemgebiet im Hammer Norden an ein 
zweifelhaftes Unternehmen verkaufte, das 
heute vor dem Konkurs steht, begann ein 
skandalöser Prozess der finanziellen Speku-
lation und Vernachlässigung der Mieter/in-
nen mit heftigen Folgen, die nur durch ein 

<

beherztes und engagiertes Eintreten aller 
wichtigen Akteure (Stadtteilbüro, Woh-
nungsförderungsamt, Stadtplanungsamt 
und weitere) gemildert werden konnten, so 
dass bis heute ein stabiler Kern einer Mie-
terschaft geblieben ist und den Mieterbeirat 
trägt. 
In einigen heftigen Fällen von Gewaltta-
ten, von denen jeweils mehrere Familien 
betroffen waren, konnten nur mit einer Kri-
senintervention in enger Zusammenarbeit 
von Polizei, Jugendamt und Stadtteilbüro 
weitere Gewalteskalationen verhindert wer-
den.
Die für Kinder heftigen Armuts- und Ver-
nachlässigungsfolgen, die in der Grund-
schule als Hunger wahrnehmbar waren, 
konnten durch eine Zusammenarbeit mit 
der Altenarbeit und der Einrichtung eines 
Schulfrühstücks an der Ludgeri-Schule ge-
mildert werden.
Alle städtebaulichen Projekte werden mit 
intensiver Beteiligung der sozialen Projekte 
und unter Berücksichtigung der sozialen 
Belange realisiert. Das gehört heute zum 
Standard der Arbeit.

Eine Fülle weiterer Beispiele könnte hier ge-
nannt werden. Derartige Entwicklungen kön-
nen nur in einer vertrauensvollen kontinuier-
lichen Zusammenarbeit, in dem Verständnis 
einer gemeinsamen Verantwortlichkeit für den 
Stadtteil und mit einer lösungsorientierten Ar-
beitshaltung erarbeitet werden.

Konzeptionelle Entwicklungsnotwendig­
keiten in den einzelnen Disziplinen

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Einführung 
von Stadtteilarbeit ist die Veränderung, Anpas-
sung bzw. Auswahl der jeweiligen Fachkonzep-
tionen. Die zentralen Stichworte für die Aus-
wahl von Fachkonzepten sind „Beteiligung“, 
„Sozialraumorientierung – Lebensweltorientie-
rung“ und „Integrierte Stadtentwicklung“. Es 
gibt in der Sozialarbeit/Sozialpädagogik oder 
in der Raumplanung Fachrichtungen, die sich 
mehr oder weniger anbieten. Teilweise haben 
bestimmte Ansätze (z.B. Gemeinwesenarbeit 
als dritte Methode der Sozialarbeit) nicht uner-
heblich zur Entstehung von Stadtteilarbeit bei-
getragen. Hier sollen einige Hinweise auf aktu-
elle Diskussionskontexte gegeben werden:

„Entsäulung“ und „Lebensweltorientierung“ 
in der Jugendhilfe

Im Bereich der Jugendhilfe gibt es einen Rich-
tungsstreit zwischen den Bemühungen um eine 
immer weitergehende Professionalisierung 
und Qualifizierung einzelner Bereiche in der 
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Jugendhilfe einerseits und einer wieder stär-
ker ganzheitlich, sozialraumbezogenen oder le-
bensweltorientierten Jugendhilfe andererseits. 
Da die Differenzierung von Fachdiensten und 
die Entwicklung einer jeweils eigenen Fachlich-
keit zwar eine Erhöhung der fachlichen Quali-
tät, aber immer auch die immer stärker einge-
grenzte Zuständigkeit für konkrete Probleme 
mit sich bringen, ist dieser Trend kritisch zu 
reflektieren. In Ergänzung, teilweise in Konkur-
renz zu diesem Trend, sind Konzepte notwen-
dig, die sich auf die konkreten lebensweltlichen 
Bezüge von Kindern, Jugendlichen und ihren 
Eltern beziehen, die offener sind für die Kom-
plexität konkreter Problemlagen und die Hilfen 
und Arbeitsansätze in diesem Kontext bzw. ihn 
berücksichtigend entwickeln.

Case Management in der Arbeitsmarktpolitik 
als Konzept eines neuen Umgangs mit Trans-
ferleistungsbeziehenden

Sicher waren die finanziellen Probleme der 
Kommunen ein wichtiger Motor, um die tra-
ditionelle Praxis der Sozialhilfegewährung zu 
hinterfragen und neue Ansätze zu entwickeln. 
Vielen Kritikern war dieses Verfahren, in der 
das SGB auf die Auszahlung finanzieller Mit-
tel und die Beziehung zwischen Verwaltungs-
mitarbeitern/innen und Bürgern/innen auf ein 
Verhältnis des Misstrauens, der Kontrolle und 
des Kampfs um den eigenen Vorteil reduziert 
wurde, immer schon fragwürdig. In Hamm ist 
in einem Modellprojekt das Modell der Aus-
wegberatung entwickelt worden und wurde in 
allen Stadtbezirken praktiziert. Die Auswegbe-
ratung setzt auf einen Beratungsprozess, bei 
dem das Ziel der finanziellen Eigenständig-
keit der Bürger/innen auf einem Weg der Ak-
tivierung, Qualifizierung und der schrittweisen 
Problemlösung erreicht wird. Das bestehende 
Machtverhältnis wird hier zwar nicht aufge-
löst, tritt aber in den Hintergrund. Diese sich 
immer stärker in Richtung Case Management 
entwickelnden Arbeitsansätze werden heute 
vom kommunalen Jobcenter (Hamm ist eine 
der Optionskommunen) aufgegriffen und kon-
sequent umgesetzt. Derartige Konzepte fügen 
sich optimal in die Stadteilarbeit ein. Zum ei-
nen bestehen in den Vernetzungsstrukturen 
große Hilfe- und Entwicklungspotentiale, zum 
anderen ist ein eher herrschaftliches Sozialhil-
feverständnis mit einer aktivierenden, auf die 
Eigenständigkeit der Bürger/innen setzenden 
Stadtteilarbeit kaum vereinbar.

Bürgerbeteiligung, Aktivierung und Selbsthil-
fe als fachlich-konzeptionelle Integrationsauf-
gabe

Während der programmatische Anspruch von 
Stadtteilarbeit sich auch in Hamm eindeutig zur 

Beteiligung von Bürgern/innen, Bewohnern/in-
nen, Kindern, Jugendlichen usw. bekennt, sieht 
die Praxis in den einzelnen Projektbereichen 
meist nicht so positiv aus. Beteiligung wird in 
einzelnen Modellprojekten durchgeführt, be-
stimmten Institutionen zugeordnet (z.B. dem 
Stadtteilbüro), aber nicht als durchgängiges 
Arbeitsprinzip begriffen. Dem liegen nicht nur 
praktische, sondern auch konzeptionelle De-
fizite zugrunde. Doch gibt es für die meisten 
Handlungsfelder konzeptionelle Ansätze, die zu 
integrieren wären.

Strategien für die Umsetzung der Stadttei-
larbeit in der gesamten Verwaltung unter 
Einbeziehung der freien Träger

Aus den vorhergehenden Überlegungen er-
schließt sich, dass für die strategische Aus-
richtung einer Kommunalverwaltung Kon-
sequenzen auf unterschiedlichen Ebenen 
notwendig sind. Das betrifft insbesondere die 
Organisationsebene und den Bereich der Per-
sonalentwicklung, aber auch die fachlichen 
Konzeptionen. Die praktischen, organisato-
rischen und fachlichen Konsequenzen sollen 
in diesem Zusammenhang nur angerissen 
werden:

Beauftragung von Stadtteilarbeitskreisen 
und Schaffung einer flexiblen Lenkungs-
struktur z.B. in Form von Dienstanwei-
sungen und Veränderungen in den Aufga-
bengliederungsplänen.
Definition der Rolle der/s Stadtteilkoordina-
tors/in in diesem Kontext.
Optimierung der Vernetzungsstrukturen 
zwischen fachspezifischer, verbandlicher, 
hierarchischer und stadtteilorientierter Ver-
netzung: Es muss immer der Umfang und 
die Leistbarkeit von Netzen im Blick be-
halten werden. Ganz praktisch gesagt: pro 
neuer Vernetzungsebene muss eine andere 
gekürzt oder gestrichen werden.
Weiterentwicklung der mittleren Verwal-
tungsebene in Richtung stadtteilorientierter 
Arbeit: Gerade bei Kommunen mit „fetten“ 
Hierarchien sind in der mittleren Leitungs-
ebene zeitliche Ressourcen zur Koordinie-
rung, Steuerung und Unterstützung von 
Stadtteilarbeit zu finden.
Weiterentwicklung der Fachkonzeptionen 
(s.o.).
Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter/innen: 
All das vorher Gesagte impliziert hohe An-
forderungen an die Mitarbeiter/innen. Dies 
ist nur durch offensive Personalentwicklung 
umzusetzen.
Prozessbegleitung/Supervision hilft, die 
entsprechenden Veränderungsprozesse zu 
gestalten, Konflikte und Reibungen zu lö-
sen.
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Übergang in den „Alltagsbetrieb“ – Nachhal­
tigkeit von Stadtteilarbeit durch die kommu­
nale Übernahme von Projektkosten

Irgendwann läuft dann doch jede Förderung 
aus. Für den Hammer Norden stand diese Per-
spektive eigentlich seit 2001 im Raum, als klar 
war, dass zwar noch bis 2005 im sinkenden 
Rahmen Mittel fließen, aber dass dann end-
gültig Schluss ist. So wurde schon zu diesem 
Zeitpunkt ein Finanzierungskonzept für die 
Folgezeit entwickelt. Uns ging es darum, einen 
Kernbestand der sozialen Projekte zu erhalten. 
Dies betraf insbesondere die weitere Finanzie-
rung der Stadtteilbüros und der Angebote im 
Kinder- und Jugendbereich.

Die einzige Chance sahen wir darin, kom-
munale Mittel zu akquirieren. Es gab auch zu 
diesem Zeitpunkt schon Signale politischer 
Entscheidungsträger, dass die Bedeutung der 
Arbeit für eine Stabilisierung des Stadtteils 
gesehen wurde. Um die politische Entschei-
dungsfindung positiv zu beeinflussen, griffen 
wir zu folgenden Strategien:

eine konsequente Öffentlichkeitsarbeit über 
alle Aktivitäten (noch intensiver als zuvor),
die Nutzung jeglicher Gelegenheit zur Be-
richterstattung in den politischen Gremien 
unter Einbeziehung der Akteure aus dem 
Stadtteil� und
Hintergrundgespräche mit den politischen 
Entscheidungsträgern durch die Projektträ-
ger.

Gleichzeitig begannen wir mit allen Beteiligten 
aus den Projekten einen Diskussionsprozess, 
welche Projekte in welchem Umfang weiter 
gefördert werden sollten. Klar war allen, dass 
das bisherige Niveau nicht zu halten war. Sollte 
es gelingen, eine dauerhafte Finanzierung zu 
sichern, war dieses Niveau auch nicht notwen-
dig, da die teilweise immer nur jährlich befri-
steten Förderungen hohe Effektivitätsverluste 
mit sich brachten, da Mitarbeiter/innen häufig 

�)  Eine der wirkungsvollsten Präsentationen im Jugend-
hilfeausschuss war die, als benachteiligte Jugendliche aus 
dem Stadtteil ihre eigenen Arbeit darstellten.
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wechselten und qualifizierte Mitarbeiter/innen 
zu diesen Konditionen kaum zu bekommen 
waren. Hatten sich Mitarbeiter/innen in einem 
Projekt qualifiziert, nutzten sie jede Chance, um 
feste Arbeitsverträge in anderen Einrichtungen 
zu bekommen.

Eine weitere Frage war, wo überhaupt finan-
zielle Mittel kommunal zur Verfügung standen. 
Es zeichnete sich zwar eine politische Bereit-
schaft ab, zusätzliche Mittel zur Verfügung zu 
stellen, aber diese hätten für ein Überleben der 
Projekte nicht gereicht. 

So entstand – aus der Not geboren – eine 
weitere konzeptionell weiterführende Idee: 
Denn eines der größten Jugendhilfeteilbud-
gets stellen die Hilfen zur Erziehung dar. Die 
Frage war, ob hier eine Ko-Finanzierung mög-
lich wäre. Für das Kinderprojekt (Spiel- und 
Lernhilfe) galt sowieso schon, dass hier eine 
Stelle für „Soziale Gruppenarbeit“ nach § 27 
KJHG integriert war. Das Jugendprojekt – vor-
her auf verschiedene Träger und verschiedene 
Teilbereiche aufgeteilt – wurde nun zu einem 
integrierten Projekt unter dem Titel „Stadtteil-
jugendhilfe“ konzeptionell weiterentwickelt 
und es wurde hier der Anteil einer Stelle für 
erzieherische Hilfen eingebunden.

Weiterhin gab es die Chance, noch für drei 
Jahre Bundes- und Ländermittel einzuplanen. 
Dem Fördergeber, der Bezirksregierung des 
Landes, erschien ein abgefederter Ausstieg aus 
der Förderung sinnvoll. Während zuvor die Pro-
jekte zu 90 % gefördert wurden, beschränkte 
sich diese für eine Laufzeit 2003-2005 auf eine 
Drittelförderung.

Ein dritter strategischer Schritt bestand da-
rin, die neuen Projekte – mit einer von vornhe-
rein auf Dauer angelegten Perspektive – noch 
einmal für drei Jahre unter einen Erprobungs-
zeitraum bezogen auf die neuen Bedingungen 
zu stellen.

Der Konsolidierungsprozess stellte sich zah-
lenmäßig folgendermaßen dar:

Stellenplanung1 Stand 2002 Planung 2003 ff. Rückgang

Stellen Stadtteilbüro 2,00 1,0 50 %

Stellen Aktivierende
Bewohnerarbeit
Oranienburger Straße

0,75 0 100 %

Stellen
Kinderbereich/Spiel- und
Lernhilfe

3,80 3,0 21 %

Stellen Jugendbereich 4,50 3,0 33 %

Summe Stellen 11,05 7,0 37 %

1 Auszug aus Beschlussvorlage 2622/02: Sozial- und bewohner(innen)orientiertes Stadtteilentwicklungsprojekt
Hamm-Norden: Weiterführung der gemeinwesenorientierten Projekte (Stadtteilbüro, Spiel- und Lernhilfe und
Stadtteiljugendhilfe) ab 2003
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So wurde das Projekt – mit einem heißen 
Endspurt, denn die Projekte sollten eigentlich 
am 01.01.2003 beginnen – am 20.01.2003 mit 
großem Einvernehmen vom Rat beschlos-
sen. Auch die letzte Hürde, ein nochmaliger 
Ratsbeschluss zur Aufhebung der zeitlichen 
Befristung, konnte im Juni 2005 genommen 
werden. Ebenso wie zuvor war eine gute be-
gleitende Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit eine 
Voraussetzung des Erfolgs.

Resümee
„Wer nicht beginnt, hat schon verloren...“

In meiner Erfahrung hat sich immer wieder ge-
zeigt, dass, wenn man sich auf den Weg macht, 
ein bestimmtes Problem zu lösen, die Lösung 
zu erreichen ist. Mir wird die klagende Haltung 
und negative Einstellung vieler Kollegen/innen 
immer fremder. Auch wenn es immer wieder 
Probleme und Schwierigkeiten gibt, leben wir 
in Zeiten, in denen es den Menschen histo-
risch gesehen nie besser gegangen ist. Aber 
das Glück des Menschen scheint relativ zu sein, 
ebenso wie sein Empfinden des Unglücks. 

Ich bin dankbar – und dies war ganz sicher ei-
ner der zentralen Schlüssel zum Erfolg, dass ich 
zu Beginn des Stadtteilprojektes Hamm-Nor-
den Menschen begegnet bin, die eine ähnliche 
Einstellung hatten (allen voran Peter Bunke, 
Vorsitzender des Präventivkreises, und Klaus 
Köller, Leiter des Stadtteilbüros, aber auch 
viele andere). Dieser Geist hat sich bis heute in 
der Stadtteilarbeit gehalten, auch wenn wir ru-
higer und gelassener geworden sind. Aber es 
sind ja auch die Probleme kleiner geworden.
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